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Unterrichtung 

durch den Bundesrat 


Gesetz zur Aussetzung der Vorschriften über die repräsentative Wahistatistik 
für die Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
— Drucksachen 12/8152, 12/8193 — 

hier: Anrufung des Vermittlungsausschusses 


Der Bundesrat hat in seiner 672. Sitzung am 8. Juli 
1994 beschlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag 
am 29. Juni 1994 verabschiedeten Gesetz zu verlan- 
gen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus dem folgenden Grund 
einberufen wird: 


I. Der Bundesrat ist der Auffassung, daß das Gesetz 
gemäß Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes seiner 
Zustimmung bedarf. 

Begründung zur Zustimmungsbedürftigkeit 

Das Gesetz suspendiert zeitweise Regelungen im 
Bundeswahlgesetz über das Verfahren der landes- 
eigenen Verwaltung (Artikel 84 Abs. 1 GG), die 
nach Auffassung des Bundesrates neben anderen 
die Zustimmungsbedürftigkeit des Bundeswahlge- 
setzes ausgelöst haben. Der Bundesrat ist daher der 
Auffassung, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedarf. 

Der Bundesrat hat in der Vergangenheit stets auf 
die Zustimmungsbedürftigkeit von Änderungen 
des Bundeswahlgesetzes hingewiesen, soweit 
diese Auswirkungen auf das Verwaltungs verfah- 
ren in den Ländern haben. 


II. Der Gesetzesbeschluß des Deutschen Bundestages 
ist aufzuheben. 


Begründung 

1. Die gesetzliche Aussetzung der Repräsentativ- 
statistik aufgrund „laut gewordener Bedenken" 
erweckt den Eindruck, als seien die im Vorfeld 
der Europa wähl 1994 gegenüber der Durchfüh- 
rung der Repräsentativstatistik geäußerten Vor- 
behalte zumindest ansatzweise berechtigt. Die 
für die nächste Legislaturperiode ins Auge 
gefaßte endgültige Klärung und eventuelle 
Neuregelung der Materie wird damit beträcht- 
lich präjudiziert. 

Tatsächlich lassen sich durchgreifende verfas- 
sungs-, wähl- oder datenschutzrechtliche Ein- 
wände gegen die seit 1953 erstellte regelmäßige 
repräsentative Wahlstatistik nicht feststellen. In 
die Stichprobe werden nur solche Wahlbezirke 
einbezogen, die so groß sind, daß Rückschlüsse 
auf die Stimmabgabe einzelner Wähler nicht 
möglich sind. 

Die Auswertung der Stimmabgaben erfolgt 
nicht in den Wahllokalen, sondern regelmäßig 
zentral bei den Statistischen Ämtern. 

Die Briefwahl bleibt vollständig aus der Reprä- 
sentativstatistik ausgeschlossen. 

Von den Wahlberechtigten wird keine aktive 
Mitwirkung an der Erhebung verlangt; sie 
erhalten lediglich einen Stimmzettel, auf dem 
ihr Statistikmerkmal unverschlüsselt aufge- 
druckt ist. Diese Merkmale betreffen nur das 
Geschlecht sowie die Zugehörigkeit zu einer 


Zugeleitet mit Schreiben des Präsidenten des Bundesrates vom 8. Juli 1994 . 
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der insgesamt zehn Gruppen, in die die 
Geburtsjahrgänge der Wahlberechtigten einge- 
teilt sind. 

Die Ergebnisse dürfen nicht wahlbezirksweise 
veröffentlicht werden. 

Soweit Wahlberechtigte die Teilnahme an der 
Wahlstatistik ablehnen und damit an der 
Abgabe ihrer Stimme im Wahllokal gehindert 
sind, steht ihnen die Teilnahme an der Wahl 
durch Briefwahl offen. 

2. An den Ergebnissen der repräsentativen Wahl- 
statistik besteht ein erhebliches öffentliches 
Interesse. Nur durch die Auswertung der amtli- 
chen Wahlstatistik lassen sich Rückschlüsse 
über das Wahlverhalten nach Alter und 


Geschlecht ziehen. Wählerwanderungsbilan- 
zen und Rückschlüsse auf die Gruppe der Nicht- 
wähler sind nur auf der Grundlage der statisti- 
schen Bearbeitung der so erhobenen Daten zu 
gewinnen. Die Daten der Statistischen Ämter 
sind im übrigen Grundlage für die Wahlfor- 
schung und die Hochrechnung der einschlägi- 
gen Institute. 

Die Vorbereitungen der Bundestagswahl 1994 
sind bereits weitgehend vorangeschritten. Ins- 
besondere sind die Vergabever fahren für die 
Stimmzetteldrucke — einschließlich der Stimm- 
zettel für die Repräsentativstatistik — eingelei- 
tet. Entgegen den Vorstellungen der einbrin- 
genden Fraktionen wird es daher keine Kosten- 
einsparung geben. 
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